Resolution Unia Delegiertenversammlung, 29. Juni 2013

Ohne besseren Lohnschutz gibt es keine Zukunft für die Personenfreizügigkeit 

Die Löhne in der Schweiz sind unter Druck. Dies obwohl es der Wirtschaft in der Schweiz gut geht, die Löhne in den Chefetagen explodiert sind und die Aktionäre gute Gewinne schrei​ben. Und viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fürchten um ihre Stelle, weil vielleicht jemand die gleiche Arbeit für weniger Geld machen könnte. Verantwortlich dafür sind skrupellose Schweizer Firmen, die bereit sind, Arbeiterinnen und Arbeiter zu Dumping-Löhnen anzustellen. 

Die Firmen härter anpacken statt die Arbeitnehmenden bestrafen
Diese Firmen kümmern sich weder um Gesetze noch um Gesamtarbeitsverträge. Sie nützen die Notlage von Arbeitnehmenden aus und zahlen Hungerlöhne. Werden sie erwischt, melden die Besitzer Konkurs an und eröffnen am nächsten Tag schon wieder eine neue Firma, um ihr übles Spiel weiterzutreiben. So geraten alle Löhne unter Druck, auch diejenigen von korrekten Firmen. Als Sündenböcke werden am Schluss die ausländischen Kolleginnen und Kollegen hingestellt, welche zu Dumping-Löhnen arbeiten müssen. Dabei sind es Schweizer Firmen, welche sie beschäftigen, um ihre Gewinne zu steigern. Diese Firmen sind die Täter, die Arbeiterinnen und Arbeiter - mit oder ohne Schweizer Pass – leiden darunter. Mit dem heutigen Instrumentarium gelingt es offensichtlich nicht, die Schweizer Löhne genügend zu schützen. Darum braucht es: 

Mehr verbindliche Mindestlöhne

· Es muss einfacher werden, Gesamtarbeitsverträge allgemeinverbindlich zu erklären. 

· Wo die öffentliche Hand beteiligt ist oder Suventionen spricht, müssen GAVs mit Mindestlöhnen abgeschlossen werden. 

Ausbau der flankierenden Massnahmen

· Bei Verdacht auf Lohndumping muss ein Stopp der Arbeiten verfügt werden.

· Es braucht schärfere Kontrollen und härtere Strafen. Es muss auch mehr Geld zur Verfügung gestellt werden, damit flächendeckende Kontrollen möglich sind. 

· Die Solidarhaftung muss griffig umgesetzt werden, damit sich Lohndumping nicht mehr lohnt. 

Mehr Schutz für die Arbeitnehmenden

· Kündigungsschutz verbessern: Es darf nicht sein, dass Konzerne in der Schweiz Personal abbauen, nur weil hier Kündigungen kaum etwas kosten. 

· Mitglieder von Personalkommissionen, Verhandlungsdelegationen und Stiftungsräten sowie Arbeitnehmende bei der Ausübung gewerkschaftlicher Tätigkeiten müssen vor Kündigungen geschützt sein. 

· Wer sich im Betrieb gegen Lohndumping wehrt, muss besser geschützt werden. Lohndumping kann nur verhindert werden, wenn Arbeitnehmende über ihre Rechte und Ansprüche umfassend informiert werden. Darum braucht es ein Zutrittsrecht für die Gewerkschaften. 
Die Gewerkschaft Unia hat immer betont: Die Personenfreizügigkeit ist ein elementares Grundrecht und niemand will zurück zu einem unmenschlichen Kontingentierungssystem. Doch es muss sichergestellt sein, dass in der Schweiz weiterhin Schweizer Löhne gelten. Wenn die Politik nicht in der Lage ist, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, wird es keine Akzeptanz mehr für die Weiterführung der Personenfreizügigkeit geben

Die Unia wird in den Sektionen, in den Regionen und an der nationalen Delegiertenversammlung die ergriffenen Massnahmen zur Verstärkung der flankierenden Massnahmen bilanzieren und ihre Position festlegen, die sie dann auch innerhalb des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes vertreten wird. Für den 21. September 2013 ruft die Unia zu einer gesamtschweizerischen Demonstration zum Thema „Löhne und Renten schützen“ auf. 

Weitere Informationen
Vania Alleva, Co-Präsidentin Unia, Renzo Ambrosetti, Co-Präsident Unia.
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